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Preußiſche Geſetzammlung 


Ausgegeben zu Berlin, den 10. Juni 1925 


Inhalt: Geſetz über Anderungen des Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetzes, über Erhöhungen der Dienſt⸗ und Verſorgungsbezüge der 
JUDE unmittelbaren Staatsbeamten, über Anderung des Geſetzes, betreffend die Fürſorge für die Witwen und Waiſen der un 
mittelbaren Staatsbeamten, ſowie über Anderung des Volksſchullehrer⸗Dienſteinkommensgeſetzes, S. 61. — Verordnung über die Ber 
wirtſchaftung des Wohnraumes für Reichs- und unmittelbare Staatsbeamte und für Reichswehrangehörige, S. 65. — Verordnung, 
betreffend die Anwendung der Vorſchriften über die Befreiung von Zahlung der Gerichtsgebühren auf die Vergütung für die Berufs- 
tätigkeit der rheiniſchen Notare, S. 66. — Verordnung wegen Überleitung der monatlichen Vorauszahlungen der Gewerbeſteuer nach 
dem Ertrag auf vierteljährliche Vorauszahlungen, S. 67. — Hinweis auf. nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Rechtsverord, 
nungen, S. 67. — Bekanntmachung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 durch die Negierungsamtsblätter veröffentlichten 


Erlaſſe, Urkunden uſw., S. 68. 


(Nr. 12964.) Geſetz über Anderungen des Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetzes, über Erhöhungen der Dienjt- 
und Verſorgungsbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten, über Anderung des Geſetzes, 
betreffend die Fürſorge für die Witwen und Waiſen der unmittelbaren Staatsbeamten, 
ſowie über Anderung des Volksſchullehrer⸗Dienſteinkommensgeſetzes. Vom 6. Juni 1925. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


g Artikel J. 
a) § 80 der Verordnung zur Verminderung der Perſonalausgaben der öffentlichen Ver⸗ 
waltung (Preußiſche Perſonal-Abbau-Verordnung) vom 8. Februar 1924 (Geſetzſamml. 
S. 73) wird aufgehoben. 


p) Das Geſetz über das Dienſteinkommen der unmittelbaren Staatsbeamten (Beamten⸗ 
Dienſteinkommensgeſetz)z vom 17. Dezember 1920/1. April 1923 (Geſetzſamml. 1923 
S. 167) in der Faſſung des Geſetzes über Anderungen der Dienft- und Verſorgungs⸗ 
bezüge der unmittelbaren Staatsbeamten vom 3. Januar 1924 (Geſetzſamml. S. 9) 
wird wie folgt geändert: 

1. Im 83 werden die bisherigen Abſ. 1 und 2 zum Abſ. 1 vereinigt. 
Als neuer Abſ. 2 wird eingefügt: 

(2) Bei der Feſtſetzung des Beſoldungsdienſtalters iſt von der Zeit zwiſchen 
dem Beginne des Anwärterdienſtalters und der erſten planmäßigen Anſtellung, 
falls dieſe bei dem gleichen Dienſtzweig erfolgt, der Teil auf das Beſoldungs— 
dienſtalter anzurechnen, der 5 Jahre überſteigt. 


1 


Im § 3 Abf. 3 erhält der 2. Satz folgende Faſſung: 

Außerdem wird nach Abſ. 2 die 5 Jahre überſteigende Anwärterdienſtzeit 
angerechnet, ſoweit nicht ſchon eine Anrechnung nach b erfolgt tft. 
3. § 23 Abf. 5 und 6 werden geſtrichen. 


4. Im § 29 werden als Abſ. 2, 3 und 4 neu eingefügt: 

00 Werden Beamte durch eine ſolche Anderung hinſichtlich der im Abſ. 1 
genannten Bezüge oder hinſichtlich ihrer Einreihung in die Gruppen der Beſoldungs⸗ 
ordnung mit rückwirkender Kraft ſchlechter geſtellt, fo find die Unterſchiedsbeträge 
nicht zurückzuerſtatten. 


(Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 24. Juni 1925.) 
OGeſetzſammlung 1925. (Nr. 1296412967.) 19 


7 8 E 


„ 
(3) Abſ. 2 gilt ſiungemäß für Verſorgungsberechtigte. 


() In allen übrigen Fällen find zuviel erhobene Dienſteinkommensbezüge, 4 
Wartegelder, Ruhegehälter und Hinterbliebenenbezüge zurückzuzahlen. 7 


Artikel II. 


Das Geſetz über das Dienſteinkommen der unmittelbaren Staatsbeamten (Beamten⸗Dienſt. 
einfommensgefeß) vom 17. Dezember 1920 in der Faſſung der Bekanntmachung vom 13. Mai 1924 1 
(Geſetzſamml. S. 487) und der Verordnung vom 9. Oktober 1924 (Geſetzſamml. S. 621) wird 
wie folgt geändert: 5 Br Ä 


1. Im 53 Abſ. 3 Satz! zu b werden die Worte „wenn die Geſamtdienſtzeit 13 Jahre 4 
nicht überschritten hat“ geſtrichen. | : 4 


2. Im § 4 Abſ. 2 werden die Worte „wenn fie uſw. bis wird“ geſtrichen. 


3. Die Anlage 1 „Beſoldungsordnung für die planmäßigen unmittelbaren Staatsbeamten“ N 
iſt im Abſchnitt I //. Aufſteigende Gehälter“, „A. Gehälter mit feſten Grundgehalts⸗ 
ſätzen“ wie folgt zu ändern: l 4 


a) In Gruppe 5 iſt in der linken Spalte unter „Schleuſenaſſiſtenten “ aufzuführen 
„Verwaltungsaſſiſtenten “. 


b) In Gruppe 11 iſt zwiſchen „Veterinärräte (bisher vollbeſoldete Kreistierärzte) )“ 
und „Regierungs- und Kulturräte @) als Kulturamtsvorſteher“ einzufügen „Nicht 
vollbeſoldete Veterinärräte (bisher nichtvollbeſoldete Kreistierärzte) e) ). 

Als Fußnote 1) wird am Schluſſe der Gruppe 11 die Veſtimmung auf 
genommen: 5 9 

) Die nicht vollbeſoldeten Veterinärräte e) erhalten 75 vom Hundert der 3 
Grundgehaltsſätze der Veterinärräte (bisher vollbeſoldete Kreistierärzte) e). 


e) In Gruppe 12 find in der linken Spalte unter „Oberſtudienräte “ aufzuführen: | 
Nee Oberſtudienrätinnen bei Provinzialſchulkollegien. a \ 
7) Oberſtudienrätinnen bei höheren Lehranſtalten. 


J. Abſchnitt „C. Nebenbezüge“ der Schlußbemerkungen zur Anlage 1 iſt wie folgt zu ; 
ändern: 4 
a) In Ziffer 4 erhalten die Anterabſchnitte b und e folgende Faſſung: 


b) die Kalkulatoren einen Anteil an den von ihnen aufgebrachten und ein— 1 
gezogenen Rechnungsgebühren nach Maßgabe des Haushaltsplans; ruhegehalts— 
fähig iſt ein Betrag von 594 RM; 


e) die Obergerichtsvollzieher einen Anteil an den Gerichtsvollziehergebühren nach N 
Maßgabe der Gerichtsvollzieherordnung und des Haushaltsplans; ruhegehalts— 
fähig iſt ein Betrag von 528 K,. N 
b) Bei Ziffer 5 Abf, a iſt hinter das Wort „Kreistierärzten einzuſchalten „der 
Gruppen 10 und 11“ und in der letzten Zeile hinter „Gruppe 10“ einzufügen 

„oder 11¼. N d 5 

e) Als Ziffer 10 wird neu aufgenommen: 

10. Die an dem Verkaufe von Poſtkarten und Führern in den Schlöſſern be 
teiligten Beamten der Krongutsverwaltung erhalten von dem Erlöſe der ver 


kauften Poſtkarten und Führer einen Gewinnanteil, deſſen Höhe auf Bow 
ſchlag der Krongutsverwaltung von dem Finanzminiſter feſtgeſetzt wird. 


= 


— 63 
5. Die Anlage 2 — Ortszuſchlag (Wohnungsgeldzuſchuß) — erhält folgende Faſſung: 
Ortszuſchlag (Wohnungsgeldzuſchuß). 


Jahresbetrag bei einem Grundgehalte 


3 18 9 über 948 | über 1380 | über 2376 über 4140 | über 7200 über 
bis 948 bis 1380 bis 2376 bis 4140 bis 7 200 bis 12 000 12.000 
5 Goldmark Goldmark Goldmark Goldmark Goldmark Goldmark Goldmark 
Ortsklaſſe 8 E 1 5 ax 
eee 


VII Aral W 1 III II I 
Goldmark Goldmark Goldmark Goldmark Goldmark Goldmark Goldmark 


Sonderklaſſ .-- 336 528 720 960 1320 1680 2100 
NN 288 444 612 840 1140 1440 1800 
BEE a 240 372 504 660 900 1200 1500 
6 180 288 396 540 720 900 1140 


5 ͤͤ ð N 132 216 288 396 540 660 840 


Anmerkung: Die Beamten der Gruppe 5 Stufe 1 und 2 erhalten den Ortszuſchlag (Wohnungs— 
geldzuſchuß) nach Tarifklaſſe V. a 
8 Artikel III. 

Beamte, deren Ortszuſchlag (Wohnungsgeldzuſchuß! ſich infolge Anderung der Einſtufung der 
Orte in die einzelnen Ortsklaſſen (ſiehe neues Ortsklaſſenverzeichnis im Reichsbeſoldungsblatt 1924 
S. 291) vermindert, erhalten ohne Begründung eines Rechtsanſpruchs den Unterſchiedsbetrag 
für ein Jahr. In welchem Umfange dieſer Unterſchiedsbetrag an die Inhaber von Dienſtwohnungen 
und Kafernenquaxtieren gezahlt wird, wird durch beſondere Ausführungsbeſtimmung des Finanz— 
miniſters geregelt. i b 

Bei der Berechnung des Unterſchiedsbetrags ſind nach dem Stande des Grundgehalts am 
1. November 1924 gegenüberzuſtellen: einerſeits der im Artikel II 1 Nr. V der Verordnung vom 
9. Oktober 1924 (Geſetzzamml. ©. 621) feſtgeſetzte Jahresbetrag des Ortszuſchlags (100 vom 
Hundert) nach dem bisherigen Ortsklaſſenverzeichnis, anderſeits der Jahresbetrag des durch dieſes 
Geſetz — Artikel II Nr. 5 — feſtgeſetzten Ortszuſchlags (Wohnungsgeldzuſchuſſes) nach dem neuen 
Ortsklaſſenverzeichniſſe (ſiehe Abſ. 1). 

Beamte der Tarifklaſſen I und II erhalten jedoch nur die Unterſchiedsbeträge nach Tarifklaſſe III. 

Zu dem fo errechneten AUnterſchiedsbetrage tritt gegebenenfalls der örtliche Sonderzuſchlag. 


Apti tels g N 


Der Finanzminiſter iſt ermächtigt zu beſtimmen, welcher Hundertſatz des Ortszuſchlags (Wohnungs⸗ 
geldzuſchuſſes) — § 4 und Anlage 2 des Beamten ⸗Dienſteinkommensgeſetzes — gezahlt wird. 


Artikel V. 
$ 1. Es erhalten: f 
1. die unmittelbaren Staatsbeamten mit den Bezügen der Beſoldungsgruppen 1 bis 6 mit 
Wirkung vom 16. November 1924 ab i - 
a) einen Zuſchlag zum Grundgehalt in Höhe von 12½ vom Hundert, 
bp) einen Zuſchlag zu den Kinderbeihilfen und der Frauenbeihilfe in Höhe von monat- 
lich je 2 Reichsmark; 

2. die übrigen unmittelbaren Staatsbeamten mit Wirkung vom 1. Dezember 1924 ab 

a) einen Zuſchlag zum Grundgehalt in Höhe von 10 vom Hundert, 


b) einen Zuſchlag zu den Kinderbeihilfen und der Frauenbeihilfe in Höhe von monat- 
lich je 2 Reichsmark. 


u 


$ 2: Die Dienſtbezüge der nichtplanmäßigen unmittelbaren Staatsbeamten find ſo zu berechnen, 
daß ihre Grundvergütungen nebſt Ausgleichszuſchlag und Notzuſchlag folgende Hundertſätze des 
Anfangsgrundgehalts einſchließlich des Zuſchlags zum Grundgehalte nebſt Ausgleichszuſchlag derjenigen 
Gruppe erreichen, in der ſie beim regelmäßigen Verlauf ihrer Dienſtlaufbahn zuerſt planmäßig 


angeſtellt werden: 
bei Zivilanwärtern 
B 
bei Militäranwär⸗ 
e ar 1 2 3. 4. » 
nn so H. 100 b. H. 100 0 


Artikel VI. 


a) § 86 Ziffer 1 der Verordnung zur Verminderung der Perſonalausgaben der öffentlichen 


Verwaltung (Preußiſche Perſonal-Abbau-Verordnung) vom 8. Februar 1924 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 73) wird aufgehoben. f 
b) Das Geſetz, betreffend die Fürſorge für die Witwen und Waiſen der unmittelbaren 
Staatsbeamten, vom 20. Mai 1882/27. Mai 1907 (Gefeßfamml. 1882 S. 298 / 
1907 S. 99) wird wie folgt geändert: 
Im § 12 Abſ. 3 wird die Ziffer „oll erſetzt durch die Ziffer „ol. 


Artikel VII. 


Die Bezüge der Ruhegehaltsempfänger, Wartegeldempfänger und Hinterbliebenen ſowie der 


unter Belaſſung des vollen Gehalts vom Amte enthobenen Richter find 


5 
— 


Wirkung vom 1. November 1924, f i 
nach den Beſtimmungen des Artikels V dieſes Geſetzes mit Wirkung vom 16. November 
beziehungsweiſe 1. Dezember 1924, 


& 


* 
— 


neu zu regeln. 


Das Beamten Altruhegehaltsgeſetz vom 17. Dezember 1920 (Geſetzſamml. 1921 S. 214) findet 4 


mit der Maßgabe Anwendung, daß an Stelle des 1. April 1920 die in dieſem Artikel genannten 
Zeitpunkte treten. N 
f Artikel VIII. 
Die Beſtimmungen dieſes Geſetzes gelten ſinngemäß für die im Geſetze vom 31. Juli 1922 
(Geſetzſamml. S. 219) genannten Beamten ſowie für diejenigen Lehrperſonen, deren Dienſtbezüge 
durch das Volksſchullehrer-Dienſteinkommensgeſetz vom 17. Dezember 1920/1. April 1923 (Geſetzſamml. 


1923 S. 239), Mittelſchullehrer-Dienſteinkommensgeſetz vom 14. Januar 1921/14. Januar 1924 4 


(Geſetzſamml. 1924 S. 61), Gewerbe- und Handelslehrer-Dienſteinkommensgeſetz vom 10. Juni 1921 
(Geſetzſamml. S. 421) in der Faſſung des Geſetzes vom 17. Oktober 1922 (Geſetzſamml. S. 315) 


oder durch das Geſetz über das Dienſteinkommen der Leiter und Lehrer an nichtſtaatlichen höheren 4 


Lehranſtalten vom 17. Dezember 1920 (Gejetfanml. 1921 S. 323) geregelt find. 
Artikel IX. 


Anwärter 
DR , 7 * 5 „ „ 1 = 
Hi f 3 dienſtjahr 


nach den Vorſchriften des Artikels II Nr. 5 und des Artikels IV dieſes Geſetzes mit 4 


nach den Vorſchriften des Artikels II Nr. 4% mit Wirkung vom 1. Dezember 1924 


” 


Das Geſetz, betreffend das Dienſteinkommen der Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen Volks- 


ſchulen (Volksſchullehrer⸗Dienſteinkommensgeſetz— VDG. — ) vom 17. Dezember 1920/1. Januar 1925 
in der Faſſung der Bekanntmachung vom 18. Februar 1925 (Geſetzſamml. S. 17) wird wie folgt 
geändert: 5 

Im § 3 Abſ. ! iſt zwiſchen Satz 1 und 2 folgender neuer Satz einzuſchalten: 


Ergeben ſich aus dieſer Regelung für einzelne Lehrer (Lehrerinnen) unverſchuldete 


Härten, ſo kann der Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung im Einver⸗ 
nehmen mit dem Finanzminiſter das Beſoldungsdienſtalter nach der beſonderen Lage des 
Einzelfalles feſtſetzen. 


555 

Artikel X. 
Dieſes Geſetz tritt hinſichtlich des Artikels I Abſchnitt a ſowie b Nr. 1, 2 und 4 mit 
Wirkung vom 12. Februar 1924, hinſichtlich Nr. 3 desſelben Artikels ſowie hinſichtlich, des 
Artikels II Nr. 1 bis 4 Abſ. a und des Artikels VI mit dem 1. April 1924, hinſichtlich des 
Abſ. b der Nr. 4 des Artikels IT mit dem 1. April 1925, hinſichtlich des Abſ. e der Nr. 4 
des Artikels II mit dem 1. Dezember 1924, hinſichtlich der Nr. 5 des Artikels II und der Av 
tikel Il und IV mit dem 1. November 1924, hinſichtlich der Artikel V und VII mit den in dieſen 
Artikeln angegebenen Zeitpunkten, hinſichtlich des Artikels VIII mit den für Artikel II Nr. 5 ſowie 
für Artikel III bis V und Artikel VII feſtgeſetzten Zeitpunkten, hinſichtlich des Artikels IX mit 
Wirkung vom 1. April 1925 in Kraft. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 6. Juni 1925. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Höpker Aſchoff. 


(Nr. 12965). Verordnung über die Bewirtſchaftung des Wohnraums für Reichs⸗ und unmittelbare 
Staatsbeamte und für Reichswehrangehörige. Vom 29. Mai 1925. 


Auf Grund der SS 1, 6 und 10 des Wohnungsmangelgeſetzes vom 26. Juli 1923 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 754) 
ordne ich mit Zuſtimmung des Reichsarbeitsminiſters für den Umfang des Preußiſchen Staates unter Auf⸗ 
hebung meiner Verordnung vom 16. Juni 1923 (Geſetzſamml. S. 288) mit ſofortiger Wirkung an: 


§ 1. 

Die Wohnung eines verſetzten Beamten wird nur frei / ſofern dem Beamten eine andere Wohnung am 
Orte ſeiner neuen Dienſtſtelle zur Verfügung geſtellt wird und der Beamte dieſe oder eine andere Wohnung 
bezieht. 

5 a das nicht der Fall, ſo hat der Beamte das Recht, feine bisherige Wohnung als Tauſchobjekt zu 
benutzen, Für den Wohnungstauſch finden die Beſtimmungen des §8 des Wohnungsmangelgeſetzes Anwendung, 
§ 2. 

Über die durch Verſetzung oder den Übertritt in den einſtweiligen Ruheſtand frei werdende Wohnung 
eines Beamten kann die zuſtändige Behörde zugunſten eines oder mehrerer Beamten ihrer Verwaltung ſpäteſtens 
binnen vier Wochen nach Freiwerden der Wohnung verfügen. Die zuſtändige Behörde kann dieſes Verfügungs- 
recht auch zugunſten eines ausſcheidenden oder bereits ausgeſchiedenen Beamten ihrer Verwaltung dann aus 
üben, wenn er eine Wohnung innehat, die im Eigentum oder in der Verwaltung des Reichs oder Preußens ſteht. 

Einer Rei gleichzuſtellen iſt die Einberufung eines Beamten zur Dienſtleiſtung in einem anderen 
Zweige der Reichs oder Staatsverwaltung. Als „verſetzt“ im Sinne dieſer Anordnung iſt auch ein Beamter 
auzuſehen, deſſen Dienſtſtelle verlegt wird und der dadurch am neuen Orte dieſer Dienſtſtelle feinen Wohn 
ſitz nehmen muß, ſowie ein Beamter, der feine Wohnung, ohne daß dieſe Vorausſetzungen vorliegen, aufgibt. 


§ 3. 
: „Zuständige“ Behörde iſt diejenige, welcher der Beamte bis zu feiner Verſetzung oder feinem Übertritt 
in den einſtweiligen Ruheſtand oder bis zu ſeinem Ausſcheiden oder bis zu ſeinem Tode angehört hat. 

Trifft die zuſtändige Behörde über die frei werdende Wohnung eines Beamten ihrer Verwaltung inner⸗ 

halb der Friſt des § 2 Abſ. 1 keine Verfügung, fo kann die Wohnung auch für einen Beamten einer anderen 
Reichs- oder Staatsbehörde binnen weiteren 2 Wochen beanſprucht und auch von dieſem Beamten zu Tauſch— 
zwecken verwendet werden. 

8 4. 


Die zuſtändige Behörde verfügt auch über Wohnungen, die dadurch frei werden, daß ein Beamter, 
Angeſtellter oder Arbeiter eine Dienſtwohnung oder eine reiche oder ſtaatseigene Wohnung oder eine mit 
ſolchen Reichs- oder Staatsmitteln errichtete Wohnung zugewieſen erhält, die für die Wohnungsfürſorge für 
Beamte, Angeſtellte oder Arbeiter des Reichs oder eines Landes beſtimmt find. Die Friſten des § 2 Abſ. 1, 
8 3 Abf. 2 gelten entſprechend. ; 5 
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§ 5. N 4 
Die durch Todesfall oder Übertritt in den dauernden Ruheſtand oder durch freiwilliges Ausſcheiden 
eines Beamten aus dem Reichs⸗ oder Staatsdienſt innerhalb von 6 Monaten frei werdende Wohnung unter 


liegt nicht dem Zugriff der Gemeindebehörde, ſofern die zuſtändige Behörde dieſe Wohnung innerhalb einer 
4 wöchigen Friſt für einen Beamten ihrer Verwaltung in Anſpruch nimmt. \ 


$ 6. x 

Die Gemeindebehörde iſt verpflichtet, der letzten vorgeſetzten Behörde eines verſtorbenen oder aus⸗ 
ſcheidenden Beamten von dem Freiwerden der Wohnung binnen 3 Wochen Mitteilung zu machen. Die im 
§ 2 Abſ. 1, § 3 Abſ. 2 und 8 5 genannten Friſten . am Tage des Eingangs dieſer Mitteilung bei 
der vorgeſetzten Behörde. N 
8. 75 

Die Zuweiſung der Wohnung an den von der zuſtändigen Behörde bezeichueten Beamten (auch An: 
geſtellten oder Arbeiter im Falle des § 4) erfolgt durch die Gemeindebehörde. Dieſe iſt verpflichtet, dem 
Antrag der zuſtändigen Behörde auf Zuweiſung einer Wohnung an den von ihr bezeichneten Beamten (auch 
Angeſtellten oder Arbeiter im Falle des § 4) zu entſprechen. f 
Weigert ſich der Vermieter, mit sn Bezeichneten einen Mietvertrag abzuſchließen, jo hat die Gemeinde 
behörde die Feſtſetzung eines Mietvertrages beim Mieteinigungsamt zu beantragen. Dem in die Wohnung 
eingewieſenen Beamten iſt die nach § 8 des Wohnungsmangelgeſetzes zum Wohnungstauſch 111 
Genehmigung von der Gemeindebehörde auch dann zu erteilen, wenn er die Wohnung nicht benutzt. 


8 8. 

Beamte find den im § 14 des Wohnungsmangelgeſetzes vom 26. Juli 1923 aufgeführten Perſonen 
gleichzuſtellen und deshalb bei der Zuteilung einer Wohnung von den Gemeindebehörden vorzugsweiſe zu 
berückſichtigen. Waren Beamte vor ihrer Verſetzung an dem Ort ihrer früheren Dienſtſtellung in der 
Wohnungsliſte als Wohnungſuchende eingetragen, ſo iſt ihnen die Wartezeit bei der Eintragung in die 
Wohnungsliſte ihres neuen Dienſtortes anzurechnen. 0 


§, 9. 

Unter Beamten im Sinne dieſer Verordnung ſind planmäßige und nichtplanmäßige Beamte, Beamte im 
Vorbereitungsdienſt und in den einſtweiligen Ruheſtand verſetzte Beamte zu verſtehen, ſofern fie im Dienſte 
des Reichs oder im unmittelbaren Dienſte Preußens ſtehen. Ausgeſchiedene Beamte im Sinne dieſer Ver 
ordnung find ſowohl die freiwillig ausgeſchiedenen als auch die in den dauernden Ruheſtand verſetzten 
Beamten. . 
Die Beſtimmungen dieſer Anordnung finden auch Anwendung auf Reichswehrangehörige ſowie Beamte 

der Reichsbank und der deutſchen Reichsbahngeſellſchaft. N 


§ 10. i 

Die Vorſchriften dieſer Anordnung gelten 10 dann, wenn Anordnungen der Gemeindebehörde für den 
Verfügungsberechtigten, ſei es allgemein, ſei es in beſonderen Fällen, ein Verfügungsrecht über frei werdenden 3 
Wohnraum zulaſſen. # 


Berlin, den 29. Mai 1925. 


Der Preußiſche Miniſter für Volkswohlfahrt. 


Hirtſiefer. 


(Nr. 12966.) Verordnung, betreffend die Anwendung der Vorſchriften über die Befreiung von Zahlung 
der Gerichtsgebühren auf die Vergütung für die Berufstätigkeit der rheiniſchen Notare. 
Vom 4. Juni 1925. 


4 
ö 
Auf Grund des Artikels II Abſ. 2 des Geſehes zur Linderung der Notlage der rheiniſchen Notare vom | 
2. Januar 1924 (Geſetzſamml. S. 5) verordne ich für den früheren Geltungsbereich des rheiniſchen Rechtes: | 


Artikel J. 
Die Verordnung vom 9. April 1924 (Geſetzſamml. S. 220) wird wie folgt geändert: 
1. Der $ erhält nachſtehende Faſſung: 

Soweit auf Grund des Geſetzes vom 2. Januar 1924 die Notare für ee | 
ausschließlich zuſtändig find, finden die Vorſchriften über die Befreiung von Gerichtsgebühren auch 
auf die Vergütung für die Berufstätigkeit der Notare Anwendung. Unter der gleichen Vorausſetzung 
dürfen ferner Gebühren nicht e werden für die Beurkundung von Geſchäften aus Anlaß 
des Erwerbes von Grundſtücken nebſt Zubehör durch Kriegsbeſchädigte oder durch Streecbie 


Be 


von Kriegsteilnehmern zum Zwecke ihrer Anſiedlung, bei den Hinterbliebenen jedoch nur, wenn 
ſie die Grundſtücke bei Abfindung ihrer militäriſchen Bezüge auf Grund der Verſorgungsgeſetze 
erwerben. Als Hinterbliebene in dieſem Sinne gelten die Witwe ſowie die ehelichen und die 
legitimierten Abkömmlinge eines Kriegsteilnehmers. Die Befugnis zur Erhebung der im § 51 des 
Preußiſchen Gerichtskoſtengeſetzes und im § 6 der Gebührenordnung für Notare bezeichneten 
Zuſatzgebühren bleibt unberührt. 
2. Im § 2 erhält der Eingang folgende Faſſung: Bere, 
Die Vorſchriften im § 1 Satz 1 und 2 finden keine Anwendung. 
g Artikel II.“ 
Die Verordnung tritt mit dem auf ihre Verkündung folgenden Tage in Kraft. 
Berlin, den 4. Juni 1925. 


Der Preußiſche Juſtizminiſter. 
In Vertretung: IR 
Fritze. ö 


(Nr. 12967.) Verordnung wegen Überleitung der monatlichen Vorauszahlungen der Gewerbeſteuer nach 
dem Ertrag auf vierteljährliche Vorauszahlungen. Vom 6. Juni 1925. 


Auf Grund des Artikels I § 2 der Zweiten Ergänzungsverorduung vom 28. März 1925 (Geſetzſamml. S. 41) 
zur Verordnung vom 23. November 1923 über die vorläufige Neuregelung der Gewerbeſteuer wird folgendes 


0 8 
verordnet: 
§ 1. 

Gewerbeſteuerpflichtige Unternehmen, die nach den bisherigen Beſtimmungen ihre Vorauszahlungen auf 
die Steuer nach dem Ertrage mongtlich zu leiſten hatten, haben im Juni 1925 für dieſen Monat die Vor⸗ 
auszahlung nochmals nach Maßgabe der Steuergrundbeträge, die den für Mai 1925, zu leiſtenden Voraus⸗ 
zahlungen nach dem Ertrage zugrunde zu legen waren, unter Berückſichtigung der am Tage der Fälligkeit 
geltenden örtlichen Zuſchläge zu leiſten. kosten | 

; 855 | 
Sa 


Die im § 1. genannten gewerbeſteuerpflichtigen Unternehmen haben für die Monate Juli bis Sep 
tember 1925 bis zum 10. Auguſt 1925 mit Schonfriſt von einer Woche Vorauszahlungen auf die Gewerbe 
ſteuer nach dem Ertrage zu leiſten. 

Bei den Steuerpflichtigen, bei denen ſich die Vorauszahlungen nach den auf die Reichseinkommen- oder 
Körperſchaftsſteuer zu zahlenden Beträgen beſtimmen, beträgt der für dieſe Vorauszahlung maßgebende Steuer 
grundbetrag drei Zwanzigſtel des Betrags, der am 10. Juli 1925 auf die Reichseinkommen- oder Körper- 
ſchaftsſteuer zu zahlen it. a 8 


Berlin, den 6. Juni 1925. 


Der Preußiſche Finanz! Der Preußiſche Miniſter Der Preußiſche Miniſter für 


miniſter. des Innern. Handel und Gewerbe. 
In Vertretung: In Vertretung: Im Auftrage: 
Schleuſener. Meiſter. von Meyeren. 


Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Rechtsverordnungen. 
2 des Geſetzes vom 9. Auguft 1924 — Geſetzſamml. S. 597.) 
b Im Miniſterialblatt der Preußiſchen Verwaltung für Landwirtſchaft Nr. 21 vom 23. Mai 1925 
Seite 249 iſt eine Bekanntmachung der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten und des 


(et 5 0 1 9% und? U r 34 8 x 12 
Innern vom 12. Mai 1925, betreffend Verwaltungsgebühren für Legitimationsatteſte bei Veräußerung von 
Pferden, verkündet, die am 23. Mai 1925 in Kraft getreten iſt. 


Berlin, den 29. Mai 1925. 


Preußiſches Miniſterium für Landwirtſchaft, Domänen und Jorſten. 


N ach 
1 


„„ 


Bekanntmachung. { 
Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanntgemacht: 


blatt der Regierung in Merſeburg Nr. 47 S. 245, ausgegeben am 22. November 1924; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 24. März 1925 über die Genehmigung des 4 
XV. Nachtrags zum Statut der Bank der Oftpreußifchen Landſchaft durch das Amtsblatt der 


Regierung in Königsberg Nr. 20 S. 99, ausgegeben am 16. Mai 1925 d 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 25. März 1925 über die Genehmigung des 1 
XXVI. Nachtrags zu den Neuen Satzungen der Landſchaft der Provinz Sachſen durch das Amts⸗ 


blatt der Regierung in Merſeburg Nr. 17 S. 80, ausgegeben am 25. April 1925; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 1. April 1925 über die Genehmigung des 
III. Nachtrags zur Oſtpreußiſchen Landſchaftsordnung vom 7. Dezember 1891 (Ausgabe von 192% 
durch das Amtsblatt der Regierung in Königsberg Nr. 18 S. 89, ausgegeben am 2. Mai 1925 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 2. April 1925 über die Genehmigung von 3 
Anderungen des Neuen Statuts der Landſchaft der Provinz Weſtfalen durch das Amtsblatt der 


Regierung in Münſter Nr. 18 S. 95, ausgegeben am 2. Mai 19255 
9 18. S. 90, gebe 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 11. April 1925 über die Verleihung des Ent⸗ 
eignungsrechts an die Preußiſchen Kraftwerke Oberweſer, Aktiengeſellſchaft in Caſſel, für den Bau 
elektriſcher Leitungsanlagen in den Kreiſen Hanau⸗Stadt und Land, Frankfurt a. M. und Wetzlar 


durch die Amtsblätter x 
der Regierung in Caſſel Nr. 17 S. 103, ausgegeben am 25. April 1925, 
der Regierung in Wiesbaden Nr. 19 S. 94, ausgegeben am 9. Mai 1925, und 
der Regierung in Coblenz Nr. 19 S. 77, ausgegeben am 2. Mai 1925; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 16. April 1925 über die Verleihung des Ent⸗ 
eignungsrechts an das Kommunale Elektrizitätswerk Mark, Aktiengeſellſchaft in Hagen i. W., für 
den Bau einer 50000 Volt⸗Freileitung durch das Amtsblatt der Regierung in Arnsberg Nr. 20 


S. 97, ausgegeben am 16. Mai 1925; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 21. April 1925 über die Abänderung des den 
XXV. Nachtrag zu den Neuen Satzungen der Landſchaft der Provinz Sachſen genehmigenden 
Erlaſſes vom 22. Dezember 1924 durch das Amtsblatt der Regierung in Merſeburg Nr. 19 S. 89, 


ausgegeben am 9. Mai 1925; 


eignungsrechts au die Kommunale Elektrizitäts⸗Lieferungsgeſellſchaft, Aktiengeſellſchaft in Sagan, für 


den Bau einer 60000 Voltleitung vom Bahnhofe Hansdorf nach Neuſalz durch das Amtsblatt 4 


der Regierung in Liegnitz Nr. 19 S. 107, ausgegeben am 9. Mai 1925, 


— — — — 
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der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 8. November 1924 über die Genehmigung des 4 
XXIII. Nachtrags zu den Neuen Satzungen der Landſchaft der Provinz Sachſen durch das Amts. 


9. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 22. April 1925 über die Verleihung des Ent 


